Kapitel V 

Verwaltungsmaßnahmen 


Artikel 25 
Verwaltungshilfe 

(1) Würde die Ausübung eines Rech- 
tes durch einen Staatenlosen norma- 
lerweise die Unterstützung der Be- 
hörden eines anderen Landes erfor- 
dern, die er nicht in Anspruch nehmen 
kann, so trägt der Vertz%ggMkMA«.in 
dessen Hoheitsgebiet er *fch apmf 1t, 
dafür Sorge, daß dessen-fai^eite Be- 
hörden dem Staatenlosen diese Unter- 
stützung gewähren. 

(2) Die in Absatz 1 bezeichne ten 
Behörden werden den Staatenlosen 
diejenigen Urkunden und Bescheini- 
gungen ausstellen oder unter ihrer 
Aufsicht ausstellen lassen, die Aus- 
ländern normalerweise von den Be- 
hörden ihres eigenen Landes oder 
durch deren Vermittlung ausgestellt 
werden. 

(3) Die so ausgestellten Urkunden 
oder Bescheinigungen ersetzen die 
amtlichen Schriftstücke, die Auslän- 
dern sonst von den Behörden ihres 


eigenen Landes oder durch deren Ver- 
mittlung ausgestellt werden; sie ha- 
ben vorbehaltlich des Gegenbeweises 
volle Beweiskraft. 

(4) Abgesehen von Ausnahmen, die 
gegebenenfalls zugunsten Bedürftiger 
zugelassen werden, können für die 
in diesem Artikel erwähnten Amts- 
handlungen Gebühren erhoben wer- 
den; sie müssen mäßig sein und den- 
jenigen entsprechen, die von den eige- 
nen Staatsangehörigen für ähnliche 
Amtshandlungen erhoben werden. 

(5) Die Bestimmungen dieses Arti- 
kels lassen die Artikel 27 und 28 un- 
berührt. 
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